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Die unspe zifizieft e Forderung
nach Wettbewerb an Hoch-
schulen ist in der öffentlichkeit
allgegenwärtig. Während in der
Forschung tiber die Verteilung
der Mittel ein gut organisierter
Wettbewerb besteht, kann es in
der Lehre keinen Wettbewerb
geben, da das Produkt - die
Lehre - hormiert wird. Die
Hochschulen mtissen sich aber
durch ihre Produkte, d.h. Stu-
diengänge von unterschied-
licher Aft, Qualität und Länge,
unterscheiden, um offen mitein-
ander konkurriere n zu können.
Dies setzt voraus, daß auch die
Kunden der Hochschulen, die
Studierenden, eine Wahl-
möglichkeit zwischen den
unterschiedlichen Produkten
haben. Diese zwei grundlegen-
den Voraussetzungen ftir die
Entstehung von Wettbewerb
bedingen den Abschied von
zwei liebgewordenen Fiktionen :

Der Fiktion, daß jeder Abiturient
bei gleicher Note ftir jedes Fach
gleich geeignet ist, und der
Fiktion, daß jede Hochschule die
gleiche Qualität bietet. Vor
diesem Hintergrund sind die
ver{assungsrechtlichen Möglich-
keiten und Grundlagen einer
Neuordnung des Hochschul-
zugangs zu betrachten.
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Wettbewerb für die
Hochschulen?

Der Wettbewerb zwischen den Hoch-
schulen ist mittlerweile nrm vielzitier-
ten Allheilmittel für die Probleme der

Hochschullandschaft geworden. Politi-
ker fordern ihn ebenso wie Rektoren
od.r Unternehmensverbände. Leider
wird in der Regel allerdings nicht kon-
kretisiert, worauf sich dieser Wettbe-
werb eigentlich beziehen soll, wie er zu

initiieren ist, wodurch er getragen wer-
den soll.

Unstrittig ist, daß in der Forschung

ein gut organisierter Wettbewerb be-

steht. Drittmittel werden in einem ,,ex-
pertengesteuerten Wettbewerb" (AIe-

well, 1993) verteilt. Dabei stehen die

Hochschulwissenschaftler in Konkur-
renz untereinander, aber auch im Wett-
bewerb zu Wissenschaftlern der Groß-
forschungseinrichtungen, der Fraun-
hofer-Gesellschaft oder der Max-
Planck-lnstitute. Wettbewerb gibt es

auch um das Personal an den Hoch-
schulen. Das Berufungssystem erzeugt

durch Rufe und Rufabwehr zwar
sehr stark eingeschränkte, aber immer-
hin spürbare - ,,Marktpreise" für Ge-

hälter, Sach- und Personalausstattung

und nicht zuletztAnsehen.
Anders in der Lehre: Hier ist jeder

Wettbewerb ausgeschlossen. Im Gegen-

teil, die Hochschulen bilden sogar staat-

lich organisierte Kanelle, indem sie

über Rahmenprüfungs- und Rahmen-

studienordnungen das Angebot weitest-
gehend normieren. Zwischen Produk-
ten, die gleich sind, kann es keinen
Wettbewerb geben. Darüber hinaus bie-
tet der Hochschulzugang in der Mehr-
zahl der Studiengänge keine Wahl-
möglichkeit. Vielmehr werden Studier-

willige nach sozialen Kriterien von der

ZVS einzelnen Hochschulen zugewie-
sen, weil das gesamte Hochschulsystem

in Deutschland von der Fiktion ausgeht,

daß jeder Abiturient bei gleicher Note
für jedes Fach gleich geeignet ist. Dem
liegt die zweite Fiktion zugrunde, näm-
lich daß alle Hochschulen gleiche Qua-
ütat bieten. Mit einer Studentenzuwei-
sung sind demnach auch keine ,,Markt-
belohnungen" in Form von Geldmitteln
verbunden. Letztlich gibt es auch keine

Transp arenz über mögliche Unterschie-
de zwischen Studiengängen an ver-
schiedenen Hochschulen.

,,Die Hochschulen bilden sogor
staotlich orgonisierte Kartelle,
indem sie über Rahmenprü-

fungs- und Rohmenstudien-
ordnungen das Angebot wei-
testgehend normieren. Zwi-
schen Produkten, die gleich
sind, konn es keinen Wettbe'
werb geben,"

Es stellt sich die Frage, wo in der
Lehre mit dem vielbeschworenen Wett-
bewerb anzusetzen ist. Denkbar ist ein
Kostenwettbewerb oder gff nur ein
Studienzeitenwettbewerb. Die Hoch-
schulen bleiben bei ihren Studiengän-
gen von angeblich gleicher Qualität und

konkurrieren darum, wer beispielsweise

den Diplom-Kaufmann am kostengün-

stigsten oder kürzesten produziert. Die-
se Vorstellungen greifen allerdings bei
weitem zukurz.

Notwendig erscheint vielmehr ein
Produktwettbewerb, in dem die Hoch-
schulen um die Studierenden konkurrie-
ren, offen und transparent mit Studien-
gängen von unterschiedlicher Art und

unterschiedlicher Qualität. Ohne einen

Wettbewerb um die Abiturienten wird
es keinen leistungssteigernden Wettbe-

werb in der Lehre geben. Dazu müssen

die Hochschulen ebenso wie die Studie-
renden eine Wahlmöglichkeit haben.
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Differenzierung des
Hochschulsystems

Die bisherige Differenzierung der Stu-

dienangebote nur zwischen den beiden

Hochschultypen Universität und Fach-

hochschule reicht dabei keineswegs

aus. Notwendig ist vielmehr eine stär-

kere Differenzierung und Profilbildung
der Studiengänge auch innerhalb der

beiden Typen.
Dies ist nicht nur aus Wettbewerbs-

gründen notwendig, sondern auch we-

gen des grundlegenden Umbaus unserer

Gesellschaft, der völlig neue Herausfor-
derungen an die Hochschule der Zu-
kunft stellt. Eine wissenschaftsbasierte

Gesellschaft baut in allen Bereichen des

Lebens auf wissenschaftliche Erkennt-
nisse und Expertisen auf (Müller-
Böling, 1995). Das ist der Hintergrund
für die gesellschaftliche und politische
Vorgabe an die Hochschulen, statt wie
in früheren Zeiten 10 bis I57o eines

Altersjahrgangs nunmehr 30 bis 40Vo

eines Altersj ahrgangs auszubilden.

Die richtige Anforderung an die

Hochschulen lautet, breite Schichten

der Gesellschaft wissenschaftlich zn

bilden, allerdings keineswegs alle nach

gleicher Art und Güte. Es ist nicht not-
wendig und auch nicht sinnvoll, 407o

eines Altersjahrgangs in den traditionel-
len Studiengängen eines Volldiploms
auszubilden, an dessen Ende als Leit-
bild die akademische Laufbahn steht.

Vielmehr werden vielfältig differenzier-
te Leitbilder für unterschiedlichste be-

rufliche Karrieren benötigt, die alle auf
wissenschaftlichem Know-how, metho-

dischem Grundverständnis und lebens-

langem Lernen aufbauen. Dem wird die

formale einfache Differenzierung in
Universitäts- und Fachhochschulstu-

diengängen nicht gerecht. Im übrigen
sind die Gesellschaft bzw. der Staat der-

zeit nicht in der Lage oder willens, das

Hochschulsystem in der formal einfach
differenzierten Form getrennt nach

Universitäten und Fachhochschulen -zv finanzieren. Der Ausbau der Fach-

hochschulen muß als gescheitert ange-

sehen werden.
Daher müssen wir innerhalb der

beiden Hochschultypen und innerhalb
der Studiengän ge zwischen den einzel-
nen Hochschulorten st?tker differenzie-
ren. Dies geht nicht in einem staatlich
verplanten oder auch nur staatlich koor-
dinierten Verfahren, wie wir es augen-

,,Die richtige Anforderung qn

die Hochschulen lautet, breite
Schichten der Gesellschoft wis'
senschaftlich nt bilden, aller-
dings keineswegs alle nqch
gleicher Art und Güte. Es wer-
den dilferenzierte Leitbilder für
unterschiedlichste berufliche
Kqrrieren benötigt, die olle ouf
wissenscholtlichem Know-
how, methodischem Grund-
verstöndnis und lebenslangem
Lernen aufborlen."

Univ.-Prof. Dr. rer. pol. Detlef Müller-
Böling ist Leiter des CHE Centrum für
Hochschulentwicklung in G ütersloh.

Univ.'Prof. Dr. jur. Kay Hoilbronner
ist lnhaber des Lehrstuhls für öffent-
liches Recht, Europarecht und Völker'
recht an der juristischen Fokultöt der
Universitöt Konstonz.

blicklich haben. Die Ideen- und Bewe-
gungslosigkeit dieses Systems ist ja
nicht nur in den Zentralverwaltungs-
wirtschaften offenkundig geworden,

sondern auch in unserem Hochschul-
wesen.

Die Differenzierung wird nur in
einem wettbewerblichen System erfolg-
reich sein, in dem jede einzelne Hoch-
schule die Handlungsfreiheit für die

Einrichtung von Studiengängen hat und

über die Attraktivität des Studiengangs

einerseits Studierende anlockt, anderer-

seits über die Auswahl der Studierenden

auch die Struktur und das spezielle Pro-

fil des Studiengangs definiert.
Diese grundlegenden Freiräume

sind auch in einem europäischen und

weltweiten Wettbewerb notwendig.
Reagibilität, die Möglichkeit, auf verän-

derte Bedingungen und Anforderungen
schnell reagieren zu können, ist gerade

in einem wettbewerblichen System un-

erläßlich. Der Wettbewerb in Europa

hat bereits eingesetzt. Zunehmend ge-

hen gerade die besten unter unseren

Studierenden ins Ausland, allerdings
nicht, um nach ein oder zwei Semestern

wieder zurückzukommen, sondern sie

bleiben dort, weil sie glauben, daß sie

ihren Neigungen und Fähigkeiten ent-

sprechend besser ausgebildet werden.

Egalität und Gleichförmigkeit

Die Regelung des Hochschulzugangs in
der Bundesrepublik Deutschland ist kei-
ne,,Erfolgsgeschichte". Eneicht wurde
Aryar eine Öffnung der Hochschulen, ob

das Ziel, jedem Jugendlichen eine sei-

nen spezifischen Betähigungen und

Eignungen entsprechende Ausbildung
zu gewährleisten, erreicht wurde, ist
freilich zweifelhaft. Begleitet war die

Öffnung der Hochschulen von einer im
internationalen Vergleich einzigartigen
Bürokratisierung eines Verteilungs- und

Zulassungsverfahrens, das in seiner

Kompliziertheit kaum mehr überschau-

bar ist. ,,Glasperlenspiel" ist noch eine

eher milde Beschreibung des geltenden

Systems; härter, aber in der Sache zu-
treffend, ist das Verteilungsverfahren
als institutionalisierte Willkür beschrie-

ben worden. Gemessen am Ziel, jedem

eine seinen Fähigkeiten und Kenntnis-
sen entsprechend optimale Berufsaus-

bildung zu ermöglichen und damit
menschliche Ressourcen optimal zu
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nutzen, sieht das Ergebnis des gelten-

den Zugangssystems dürftig aus: eine

hohe Quote von Studienabbrechern

und, was im Endergebnis schwerer

wiegt, eine massive Fehlsteuerung von
Ressourcen.

Worin liegen die Ursachen dieser

Fehlsteuerung? Zunächst scheint schon

der Begriff der ,,Hochschulreife" eine

falsche Weichenstellung nJ sein, durch
den nur die Hochschulausbildung als

geeignete Fortset^rng der schulischen

Ausbildung in den Blick genommen

wird. Hinreichend attraktive alternative
Ausbildungsangebote, wie sie zum Bei-
spiel in Berufsakademien ansatzweise

vorhanden sind, fehlen.

Ein zweiter und gravierender
Aspekt betrifft die Auswahl. Das Sy-

stem einer bürokratischen, zenttalen

Zuteihtng von Studienplätzen in Nume-
rus clausus-Fächern nach Maßgabe im
besten Fall zweifelhafter, jedenfalls

nicht hinreichend studieneignungsbezo-

gener Kriterien führt zwangsläufig zut

Fehlsteuerungen. Daß auch das Abitur
keinen hinreichenden Prognosewert für
den konkreten Studienerfolg aufweist,
dürfte heute als unbestritten gelten, zut-

mal es keinerlei einheitliche Struktur
mehr aufweist.

Zweifel sind daher angebracht, ob

eine allgemeine und prinzipiell für alle

Studiengänge an allen Hochschulen
gleichermaßen geeignete Hochschul-
reife wirklich einen geeigneter Anknüp-
fungspunkt für das Recht auf Zugang zut

den Hochschulen darstellt. Ein Teil der

allseits konstatierten Misere ist darauf
zurückzuführen, daß sich der Begriff
der Hochschulreife und daran anknüp-

fend die staatliche garantierte Hoch-

schulzugangsberechtigung von ihrem

Objekt, der Hochschule, losgelöst hat

und die Berufsausbildung nrm zentra-

len Topos des Zugangsrechts geworden

ist. Die Aufgabe der Wissenschafts-

pflege und der Wissenschaftlichkeit der

Ausbildung hat man dabei aus den

Augen verloren. Das Resultat war die
Annahme, daß prinzipiell an jeder

Hochschule in jedem Bundesland für
jeden Studiengang gleiche Regeln und

gleiche Voraussetzungen gelten; Egali-
tät und Gleichförmigkeit und in gewis-

ser Weise auch Sterilität treten an die

Stelle einer größeren Freiheit der Hoch-

schule, stärkerer Differenzierung und

Schwerpunktbildung in Forschung und

Lehre.

,,Gemessen am Ziel, jedem
eine on Föhigkeiten und
Kenntnissen enßprechende
optimale Berufsousbildung ru
ermöglichen und damit
menschliche Ressourcen opti'
mol nt nutzen, sieht das Er-
gebnis des geltenden Zu-
g qngssystems dürfttg crLts. "

Die Uberlegung, den Hochschulen
wieder stiirkere Spielräume und ztr-

gleich den Studierenden größere Aus-
wahlmöglichkeiten bei der Gestaltung

der Studiengänge und der Schwerpunkt-
setzungen zuzubilligen, ist nicht völlig
neu. Die Bundesregierung hat in ihrem
Gesetzentwurf von 1989 zur Anderung
des Hochschulrahmengesetzes vorge-

Jeh.n, daß die Hochschulen mit Be-

werberüberhang künftig einen Teil der

Studienanfänger nach eigenen Kriterien
auswählen könnten. Zugleich sollten
die Wahlmöglichkeiten der Studien-

bewerber bei der Auswahl ihrer Hoch-
schule erweitert werden. In erstaun-

licher Verkennung ihrer eigenen Inter-
essen haben die Bundesländer dem

nicht zugestimmt mit der Erwägung,

damit könnten zukünftig Zulassungs-

kriterien an den einzelnen Hochschulen
in der Bundesrepublik Deutschland ver-

schieden sein; eine bundesweite Zer-
splitterung des Vergabeverfahrens wäre

die Folge. Für Studienbewerber wäre

die Situation in Zulassungsfragen nicht
mehr überschaubar.

Verfassungsrechtl i che
Grundlagen

Nach Art. 12, Abs. 1, S. 1 GG haben

alle Deutschen das Recht, Beruf, Ar-
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu

wählen. Als Vorstufe der Berufsauf-
nahme ist die Ausbildung integrierender
Bestandteil eines zusammengehörigen

Lebensvorganges, wobei zu den Ausbil-
dungsstätten im Sinne von Art. 12 GG
auch die Hochschulen zählen, da sie auf
einen Beruf vorbereiten. Folglich ge-

währleistet Art. 12, Abs. 1, S. 1 GG die

freie Wahl auch der Hochschulen.

Grundlegend auf dem Gebiete des

Art. 12 GG war insoweit das erste Nu-
merus clausus-Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 12. Juh l972.In die-

ser Entscheidung entwickelte das Bun-
desverfassungsgericht die nach Art. 12,
Abs. l, S. 1 GG verbürgte Freiheit der

Wahl der Ausbildungsstätte im Hinblick
auf den Hochschulzugang unter Zuhtl-
fenahme des Gleichheitssatzes und des

Sozialstaatsprinzips zu einem Teilhabe-

recht weiter. Gerade die freie Wahl der

Ausbildungsstätte ziele ,,ihrer Natur
nach" auf freien Zugang ,,zut" Einrich-
tungen. Dieses Recht sei im Bereich des

Hochschulwesens besonders wichtig, da

hier der Staat ein faktisches Monopol
besitze und damit gerade im Bereich
der Ausbildun g zu akademischen Beru-
fen die Beteiligung an staatlichen Lei-
stungen notwendige Voraussetzung der

Verwirklichung der durch Art. 12 GG
gewährleisteten freien Berufswahl sei.

Postuliert wurde demgemäß das Recht
jedes hochschulreifen Staatsbürgers, an

den vom Staat gebotenen Lebenschan-

cen grundsätzlich gleichberechtigt teil-
zunehmen, so daß ,jeder die subjek-

tiven Zulassungsbestimmungen ertül-
lende Staatsbürger" ein Recht auf Zu-
lassung zvm von ihm gewünschten

Hochschulstudium besitzt. Dies bedeu-

tet, daß jeder, dem vom Staat die Hoch-
schulreife bescheinigt worden ist, auch

die Chance besitzen muß, jeden Stu-

diengang an jedem Studienort ohne

Rücksicht auf Art und Anzahl der Be-
werber nJ absolvieren. Unmittelbare
Folge dieses Grunds atzes war die Er-
kenntnis, daß die vorhandenen Kapazi-
täten erschöpfend ausgenutzt werden

müssen.

,,lm ersten Numerus clausus-
Urteil entwickelte das Bundes-
verfqssungsgericht die im
G run d g esefz verbürgte Freih eit
der Wqhl der Ausbildungs-
stötte nt einem Teilhaberecht
weiter: Jeder, dem vom Stqat
die Hochschulreife bescheinigt
worden ist, mup ouch die
Chance besitzen, jeden Stu-
diengqng an jedem Studienort
ohne Rüclsicht quf Art und
Anzohl der Bewerber zu qbsol-

vieren."

Freilich steht der Zugang nr den

Hochschulen unter dem Vorbehalt des

Möglichen. Besteht deshalb auch nach

Erschöpfung der Kapazitäten ein Be-
werberüberhang (dies ist der Fall des
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absoluten Numerus clausus), ist ein
Auswahlverfahren durchaus zulässig.

Hierbei hält das Bundesverfassungsge-

richt eine Kumulation verschiedener

Zulassungskriterien für geboten, weil
nun in diesem Falle jeder Bewerber
auch tatsächlich eine Zulassungschance

besitze; bevorzugt sei auf die Eignung
abzustellen, daneben aber auch auf die

Wartezeit. Die vom Bundesverfassungs-
gericht aufgestellten Grundsätze wur-
den - wie oben dargestellt - 

vom Ge-

setzgeber weitgehend deckungsgleich
übernommen.

Der Hochschulzugang setzt eine

hinreichende Qualifikation voraus. Wie
das Bundesverfassungsgericht festge-

stellt hat, steht das Recht auf Zulassung

zum Hochschulstudium nur ,,hoch-
schulreifen" Staatsbürgern zv. Diese

Beschränkung des Grundrechts aus

Art. 12, Abs. 1, S. 1 GG stellt nach der

vom Bundesverfassungsgericht entwik-
kelten Stufentheorie eine subjektive Zu-
lassungsvoraussetzung dar. Die,,Hoch-
schulreife" bildet damit die wesentliche
Hürde vor dem Zugang zu einer Hoch-
schule und wurde deshalb schon als

,,grundrechtsgleicher Status" beschrie-

ben. Zu fragen ist folglich, welchen ver-

fassungsrechtlichen Konturen dieses

Qualifikationserforderni s unterliegt.
Nach der Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts müssen wesent-

liche Beschränkungen der Grundrechte

auf einem formellen Gesetz beruhen.

Hieraus ist zu folgern, daß die grund-
legenden Modalitäten des Erwerbs
der Hochschulreife als notwendige
Voraussetzung des Zugangs zur Ausbil-
dungsstätte Hochschule durch ein

Parlamentsges etz zu regeln sind.

Ob auch die inhaltlichen Anforde-
rungen an die schulische Ausbildung
durch das Verfassungsrecht wesentlich
geprägt werden, erscheint hingegen

zweifelhaft. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seinem Numerus clausus-

Urteil die Hochschulreife als gegeben

vorausgesetzt, ohne sich damit zu be-

schäftigen, wie diese Qualifikation im
einzelnen beschaffen zu sein hat. Ledig-
lich die grundsätzliche Zulässigkeit des

Erfordernisses einer Zugangsberechti-
gung wurde bestätigt. Schon aufgrund
der Unterschiedlichkeit der verschiede-

nen Schulabschlüsse kann daher festge-

stellt werden, daß verfassungsrechtliche
Minimalanforderungen bisher kaum
definiert worden sind.

Der Anspruch des Bewerbers auf
Zugang rum Studium steht nicht nur
unter dem subjektiven Kriterium der

Hochschulreife, sondern auch unter
der objektiven Voraussetzung des Mög-
lichen. Materiell ist der Numerus

clausus mit einer objektiven ZuIas'
sungsvoraussetzung im Sinne der vom
Bundesverfassungsgericht entwickelten
Stufentheorie vergleichbar. Eine solche

Beschränkung der Berufsfreiheit muß

deshalb nach den vom Bundesverfas-

sungsgericht entwickelten Grundsätzen
der Abwehr nachweisbarer oder höchst-

wahrscheinlicher Gefahren einem über-

ragend wichtigen Gemeinschaftsgut

dienen; eine solche Gefahr besteht bei

Überschreitung der Kapazitätsgrenzen
der Hochschulen, denn in diesem Fall
ist die Effektivität von Forschung und

Lehre an den Hochschulen bedroht.

Reicht die Kapazität sämtlicher
Hochschulen nicht zur Aufnahme aller
Bewerber aus (,,absoluter Numerus

clausus"), bedeutet dies noch nicht, daß

die im Auswahlverfahren Unterlegenen

endgültig gescheitert sind, denn der be-

treffende Bewerber verfügt ja nach wie
vor über die Hochschulreife. Nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts

dürfen in einer solchen Situation Be-

schränkungen nur unter strikter Wah-

rung des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit vorgenommen werden, wobei
auch der weniger Qualifi zierle noch die

Aussicht auf einen Studienplatz besit-

zen muß. Dementsprechend ist auch das

Verteilungsverfahren dem Auswahl-
verfahren vorzvziehen; das besondere

Auswahlverfahren, das für wenigär

Qualifizierte eine unzumutbare Warte-

zeit die schlußendlich einer Ver-

sagung des Zugangs zum Studium
gleichkommen kann 

- 
veffneiden soll,

wurde vom Bundesvergassungsgericht

ausdrücklich gebilligt.
Allerdings ist auch im Rahmen des

Teilhabeanspruchs aller hochschulreifen
Personen eine erschöpfende Ausnut-
zung der bestehenden Kapazitäten er-

forderlich, um den Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit zu wahren, So daß

auch die Art und Weise der Ermittlung
der vorhandenen Kap azitäten nrm Kern
des Zulas3ungswesens zählt und durch

den Gesetzgeber festgelegt werden

muß. Zulassungsbeschränkungen dür-

fen nur verhängt werden, wenn sie

zwingend erforderlich sind. Diese

Rechtsprechung hat zum Erlaß der

hochkomplizierten und für den Laien
kaum noch nachvollziehbaren Kapazi'
tätsverordnungen geführt, die gemäß

Art. 16 Abs. 1 Nr. 14, Abs. 2 StV von
den Ländern einheitlich erlassen wer-
den müssen, soweit ein zentrales Ver-

gabeverfahren existiert. Das Bundesver-

fassungsgericht bezeichnet das Kap azi'
tätsrecht als Notrecht zrtr Verwaltung
eines Mangels an Ausbildungsplätzen,
das entgegen der langiährigen Recht-

sprechung des Bundesverwaltungsge-
richts aufgrund der besonderen Bedeu-

tung der Berufsfreiheit einer umfassen-

den Überprufung durch die Verwal-
tung s gerichtsbarkeit unterliegt.

Die durch die Rechtsprechung des

Bundesverfassungsgerichts vorgegebe-

nen Grundlagen des Hochschulzu-
gangs- und Hochschulzulassungsrechts

lassen sich demgemäß wie folgt zusam-

menfassen:
o Die Anerkennung der Hochschulrei-

fe liegt weitgehend in der Gestal-
tungsfreiheit des Gesetzgebers.

Minimalanforderungen an die Qua-
lifikation bestehen aus Sicht des

Verfassungsrechts praktisch nicht;
auch Beschränkungen des Zugangs
zn einer auf den Hochschulbesuch

vorbereitenden Ausbildung unterlie-
gen nicht derart strengen Vorausset-

zungen wie Beschränkungen des

Zugangs der mit Hochschulreife
ausgestatteten Bewerber zut den

Hochschulen.
. Der Nachweis der für ein Studium

erforderlichen Qualifikation darf al-

lerdings nur solchen Beschränkun-

gen unterworfen werden, die zu

dem angestrebten Zweck der Ertül-
lung der Studien- und Berufsan-
forderungen nicht außer Verhältnis
stehen und dem Schutz eines be-

sonders wichtigen Gemeinschafts-
guts dienen. Die Vergabe der

Hochschulzugangsberechtigten darf
nicht von vornherein von der Zahl
der jeweils verfügbaren Studienplät-
ze abhängig gemacht werden.

o Die Hochschulreife bedingt einen

Teilhabeanspruch auf Zulassung
des Bewerbers nr den Hochschu-
len. Dieser Anspruch kann unter
Umständen eingeschränkt, nicht
aber vollständig entzogen werden.

Um Beschränkungen nach Möglich-
keit zu verhindern, ist der Staat ver-

pflichtet, vorhandene Kapazitäten
vollständig auszuschöpfen. Sind die
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ausgeschöpft, kommt allenfalls in
Ausnahmefällen ein Anspruch auf
Einrichtung weiterer Studienplätze
in Betracht.
Grundsätzlich hat jeder hochschul-
reife Bewerber ein Anrecht auf
ein Studium an der von ihm ge-

wählten Hochschule. Dieses Recht
kann nur beschränkt werden, wenn
der entsprechende Studiengang am
gewünschten Studienort überfüllt ist
(relativer Numerus clausus). Auch
in diesem Fall ist aber der Wunsch
des Studienbewerbers nach Mög-
lichkeit zu berücksichtigen. Bei der
derzeitigen Regelung der Hoch-
schulreife darf die Zulassung nicht
ausschließlich nach dem auf Abitur,
noten fußenden Leistungsprinzip
vorgenommen werden. Hochschul-
reife Bewerber, die unter Um-
ständen wegen einer geringfügigen
Verfehlung der geforderten Grenz-
note 

- 
keinen Studienplatz im ge-

wünschten Fach erhalten, müssen
eine anderweitige Zulassungschance
erhalten (Prinzip der Chancenoffen-
heit).
Sofern im gesamten Bundesgebiet
mehr hochschulreife Bewerber als

Studienplätze vorhanden sind (abso-

luter Numerus clausus), können den
Bewerbern Wartezeiten auferlegt
werden. Jeder Bewerber muß aber
eine realistische Chance besitzen,
sein Studium in absehbarer Zeit be-
ginnen zu können.

. Da Regelungen, die Hochschulzu-
gang und -zulassung betreffen,
grundrechtsrelevante Bereiche be-
treffen, müssen alle wesentlichen
Entscheidungen durch den Ge-
setzgeber selbst gefaßt werden. Of-
fen gelassen hat das Bundesverfas-
sungsgericht, ob eine Delegation
der Regelungsbefugnis dann hinge-
nommen werden könnte, wenn der
Gesetzgeber Art und Rangverhältnis
der Auswahlkriterien selbst be-
stimmt und die Einzelregelung
durch die Hochschule einer staat-

lichen, eine Prüfung auf Zweckmä-
ßigkeit einschließenden, Genehmi-
gung unterstellt.

Diese Grundsätze, die das Bundesver-
fassungsgericht in seiner Rechtspre-
chung immer wieder bestätigt hat, bil-
den den verfassungsrechtlichen Maß-
stab für die Beurteilung von Reform-
vorschlägen. Allerdings ist dabei zu be-

,,Zu I q ssu n g sb es ch r ö n ku n g en
dürfen nur verhöngt werden,
wenn sie zwingend erforder-
lich sind. Diese Rechßpre-
chung hat zum ErlaB der
ho chkomplizi erten Ka pazitöß-
verordnungen geführt. Dos
Bundesverfqssungsgericht be-
zeichnet das Kapazitößrecht
qls Notrecht zur Venusltung
eines Mangels an Ausbildungs-
plötzen."

rücksichtigen, daß diese Grundsätze zu
Anfang der 70er Jahre zur verfassungs-
rechtlichen Verwaltung eines eklatanten
Mangels an (medizinischen) Studien-
plätzen entwickelt worden sind, nach-
dem die Zahl der Studierenden von
I
1952 bis 1967 um weit mehr als das

Doppelte auf ca. 270 000 Studien-
bewerber angewachsen war, ohne daß

der Ausbau der Hochschulen hiermit
auch nur annähernd Schritt gehalten
hätte. Für zahlreiche Studierende schien
damit eine Ausbildung in den medizini-
schen Studienfächern und in den Natur-
wissenschaften aufgrund akademisch
verordneter Zulassungsbeschränkungen
in unerreichbare Ferne zu rücken. Das
Bundesverfassungsgericht hat in dieser
Situation das Grundrecht auf freie Be-
rufswahl zur Begründung eines Rechts
auf freie Hochschulausbildung herange-
zogen und den Zugang zur Hochschule
unter dem Blickwinkel der Berufs-
entscheidung beurteilt. Das Hamburger
Universitätsge setz wurde daher in der
grundlegenden Numerus clausus-Ent-
scheidung von 1972 im wesentlichen
deshalb für grundgesetzwidrig erklärt,
weil der Gesetzgeber für den Fall abso-

luter Zulassungsbeschränkungen keine
Bestimmungen über Art und Rangver-
hältnis der Auswahlkriterien getroffen
hatte. Von seinem Ausgangspunkt fol-
gerichtig hat das Bundesverfassungsge-
richt die Grundsätze über die Ein-
schränkung der Berufsaufnahme auf
den Hochschulzugang übertragen und
Zulassungsberechtigungen als subjek-
tive, beschränkte Ressourcen der Hoch-
schule als objektive Zulassungsvoraus-
setzung interpretiert. Daraus ergaben
sich alle weiteren Konsequenzen, die
bereits dargelegt worden sind, insbe-
sondere aber das Erfordernis, wonach
Zugangsvoraussetzungen gesetzlich ge-

regelt sein müssen, uffi danach mit der
Hochschulreife eine grundsätzlich als
undifferenziert konzipierte Hochschul-
zugangsberechtigung zv erwerben, die
im Hinblick auf eine beabsichtigte Be-
rufsausbildung, nicht aber im Hinblick
auf die konkrete Studieneignung defi-
niert wird.

Dies bedeutet freilich nicht, daß
durch die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts das Hochschulzu-
gangsrecht der art zementiert wäre, daß
das geltende System verfassungsrecht-
lich festgeschrieben wäre. Das Bundes-
verfassungsgericht hat mehrfach betont,
daß das geltende Verteilungs- und Aus-
wahlverfahren wie auch die Regelung
der Qualifikationsvoraussetzungen zur
Aufnahme eines Studiums einer gesetz-
geberischen Reform nicht entzogen
sind. Ansatzpunkt hierfür ist ein verän-
dertes Verständnis der Aufgaben der
Hochschule und des Rechts jedes

Studienbewerbers auf eine seinen Nei-
gungen und Fähigkeiten entsprechende
gleiche Chance zur Berufsausbildung.

,,Dqs Bundesverfqssungsge-
richt hat mehrfqch betont, daB
das geltende Verteilungs- und
Auswahlveffohren wie auch
die Regelung der Quatili-
kationsvoroussetzungen rur
Aufnahme eines Studiums
einer gesetzgeberischen Re-

form nicht entzogen sind. An-
sqtzpunkt hierfür ist ein veran-
dertes Verstöndnis der Auf-
gqben der Hochschule."

Wissenschaftsfreiheit und
Chancengleichheit

Weitgehende Einigkeit besteht darüber,
daß das Abitur und sonstige zum
Hochschulzugang berechtigende Quali-
fikationen über die Eignung zum Stu-
dium keine Aussage mehr zu treffen
vermögen. Ein Bedürfnis, das Recht des

Hochschulzugangs ztJ reformieren, ist
demzufolge unabweisbar. Die höchst-
richterliche Rechtsprechung steht dem
nicht entgegen. Zwar hat das Bundes-
verfassungsgericht ausgeführt, daß alle
Bewerber, denen die Hochschulreife
bescheinigt worden ist, der Zugang zn

den Hochschulen letztendlich nicht ver-
sagt werden kann, doch wurde gleich-
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zeitig eine Reform der bestehenden Re-

gelungen nicht ausgeschlossen. In der

Entscheidung vom 18.7.1972 zum

Hamburgischen Universitätsgesetz stellt

das BVerfG fest:

,,Dabei bedarf es in diesem Zusam-

menhang keiner Erörterurig, welche Be-

deutung das Abitur als Abschluß der all-
gemeinen Schulbildung hat und ob der

Erwerb der Hochschulreife reformbe-
dürftig ist. Wo immer die Grenze für
die Hochschulreife gezogen wird, es

stellt sich beim absoluten Numerus

clausus in jedem Fall das Problem der

Auswahl zwischen solchen Bewerbern,

die sämtlich die subjektiven Immatri-
kulationsvoraus setzungen erfüllen".

Das derzeitige Zugangssystem ist

daher verfassungsrechtlich nicht sakro-

sankt, sondern kann modifiziert und er-

gänzt werden. Eine solche Modifikation
könnte in der Einführung einer zusätz-

lichen Prüfung vor dem Zugang zu den

Hochschulen liegen. Auch das derzeiti-
ge Hochschulrecht kennt bereits für be-

stimmte Studiengänge zusätzliche Prü-

fungen, die einer Aufnahme trotz allge-
meiner Hochschulreife entgegenstehen

können.

Unabhängig von der Frage, ob eine

Hochschuleingangsprüfung auch durch

den Bundesgesetzgeber eingeführt wer-

den könnte, ist zu untersuchen, ob den

Hochschulen eine inhaltliche Mitwir-
kung bei der Feststellung der Studien-

eignung zugebilligt werden könnte. Zu
denken wäre letztendlich auch daran, ob

nicht den Hochschulen selbst die Fest-

legung geeigneter Kriterien und damit
die Auswahl von Bewerbern überlassen

werden sollte. Die Kompetenz nach

Art. 75 Abs. Ia GG würde auch ein sol-

ches Modell umfassen.

Eine selbständige Durchführung
von Eingangsprüfungen durch die
Hochschulen wäre indes auf Kollisio-
nen mit dem bereits angesprochenen

Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes

zu überprüfen. Eine vollständige Unab-
hängigkeit bei der Auswahl der Bewer-
ber wzire verfassungsrechtlich unzuläs-

sig und auch nicht wünschenswert, da

ansonsten einzelne Hochschulen in
eigener Machtvollkommenheit Bewer-
ber ausschließen und damit die Ver-

wirklichung des Rechts aus Art. 12 GG
vereiteln könnten.

Legt man die in der Rechtsprechung

des Bundesverfassungsgerichts entwik-
kelten Leitlinien zugrunde, so ist zu un-

,,ZLt denken wöre letztendlich
ouch dsran, ob nicht den
Hochschulen selbst die Fest-

Iegung geeigneter Kriterien
und damit die Auswahl von
Bewerbern überlassen werden
sollte. Die Kompetenz nqch
Art. 75 Abs. 1a GG würde
quch ein solches Modell um'
fassen, Eine vollstöndige Un-
abhöngigkeit bei der Auswahl
der Bewerber wöre iedoch ver-

fassungsrechtlich unzulössig
und quch nicht wünschens-
wert."

terscheiden zwischen Studiengängen,

für die wegen eines Überhangs an Be-

werbern absolute, sämtliche Ausbil-
dungsstätten erfassende Zulassungsbe-

schränkungen gelten (absoluter Nume-

rus clausus), und solchen Studiengän-

gen, für die nur örtliche oder landeswei-

te Zulassungsbeschränkungen gelten.

Auch im letzteren Fall sind zwar Zu-
gangsregelungen grundrechtsrelevant

und damit verfassungsrechtlich inso-

weit determiniert, als die Chancen-

gleichheit aller örtlich oder landesweit
in Frage kommenden Studienbewerber

gesichert sein muß. Hier gelten aber

weniger strenge Anforderungen an die

Notwendigkeit einer gesetzlichen Fest-

legung der Zugangsvoraussetzungen,

weil jedem Bewerber, der über die all-
gemeine Hochschulzugangsberechti-

gung aufgrund der Hochschulreife ver-

fügt, der Zugang zv dem gewähften

Studiengang zv anderen Hochschulen
im Bundesgebiet im Ergebnis erhalten

bleibt. Dem Aspekt der freien Auswahl
des Studienortes kommt auf der Grund-
lage des gegenwärtigen Auswahl-
systems nur nachrangige Bedeutung zu.

Die Freiheit der Berufswahl wird schon

dann verwirklicht, wenn ein Bewerber
irgendeinen Studienplatz erhält, auch

wenn sich dieser nicht am Ort seiner

Wahl befindet.
Soweit es sich dagegen um die ab-

schließende Auswahl von Bewerbern
bei Studiengängen mit bundesweitem

NumeruS clausus handelt, bestehen er-

höhte Anforderungen an die gesetzliche

Regelungsintensität, weil hier eine po-

tentiell endgültige Entscheidung über

Ausbildung und Berufswahl getroffen

wird. Insoweit gilt der vom Bundesver-

fassungsgericht aufgestellte Grunds atz,

daß die Auswahl unter zugangs-

berechtigten Bewerbern Sache des ver-

antwortlichen Gesetzgebers ist und daß

im Falle einer Delegation einer Rege-

lungsbefugnis an die Hochschulen der

Gesetzgeber zumindest die Art der an-

zuwendenden Auswahlkriterien und

deren Rangverhältnis zueinander fest-

legen muß. Der Übertragung einer selb-

ständigen Entscheidungsbefugnis der

Hochschulen im Hinblick auf die Fest-

setzung der Auswahlkriterien sind inso-

weit enge verfassungsrechtliche Gren-

zen gesetzt. Gegen eine selbständige

Entscheidungsbefugnis der Hochschu-
len über die dabei anzuwendenden Aus-

wahlkriterien spricht nach Auffassung
des Bundesverfassungsgerichts insbe-

sondere, daß hierbei auch sozialstaat'
liche Belange zu berücksichtigen sind,

die keine innere Beziehung zum Lehr-

auftrag der Hochschule haben und über

deren Anwendung zum Nachteil ande-

rer Bewerber eher staatliche, die Allge-
meinheit repräsentierende Organe ent-

scheiden sollten. Im Falle absoluter

Zulassungsbeschränkungen sind ferner

die Hochschulen im allgemeinen nicht

imstande, eine Gleichbehandlung der

Bewerber durch übereinstimmende

Au swahlkriterien sicherzu stellen.

Ein verfassungsrechtlich differen-
zierter Ansatz könnte darin gesehen

werden, daß das Grundgesetz die Kop-
pelung von Abitur und Hochschul-
zvgangsberechtigung nicht zwingend
gebietet. Für eine Neuregelung der sub-
j ektiven Qualifi kationsvoraus setzungen,

eventuell differenziert nach Maßgabe

der einzelnen Studiengänge, besteht

verfassungsrechtlich ein Regelungs-

spielraum, der eine Einbeziehung der

Hochschulen in den Prozeß der Aus-
wahl der jeweils für einen Studiengang

geeignetsten Bewerber nicht von vorn-
herein ausschließt.

Auch eine Entkoppelung von Abitur
und Hochschulzugangsberechtigung

durch die Einführung zusätzlicher Eig-
nungsverfahren, mit denen die spezifi-
sche Befähigung für einen Studiengang

festgestellt wird, ändert allerdings
nichts daran, daß aus einem Kreis prin-

zipiell hochschulreifer und insoweit

,,grundsätzlich" hochschulzugangsbe-

rechtigter Bewerber ausgewählt und da-

mit über Lebenschancen und das

Grundrecht der freien Wahl der Ausbil-
dungsstätte entschieden wird. Zwu ist
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das Grundrecht auf Durchführung des
frei gewählten Hochschulstudiums prin-
zipiell davon abhängig, daß der Bewer-
ber die für dieses Studium erforderliche
Qualifikation nachweist. Die Anerken-
nung dieser Bestätigung steht aber we-
der im Belieben des Gesetzgebers noch
kann sie letztlich der autonomen, ge-
setzlich nicht fixierten Entscheidungs-
befugnis der Hochschulen überlassen
bleiben.

Bei der Anwendung dieser Grund-
sätze auf eine grundsätzlich veränderte
Zugangsregelung ist freilich nr beach-
ten, daß verfassungsrechtliche Grund-
sätze über Chancengleichheit, Transpa-
renz des Zulassungswesens und rechts-
staatliche Bestimmtheit des Auswahl-
verfahrens naturgemäß auf die beste-
henden Ausbildungs- und Hochschul-
organisationsstrukturen bezogen sind.
Es stellt sich daher die Frage, inwieweit
nicht erweiterte Befugnisse der Hoch-
schulen zur Auswahl der Studien-
bewerber unter veränderten strukturel-
len Bedingungen mit verfassungsrecht-
lichen Grunds ätzen der Chancengleich-
heit und Rechtsstaatlichkeit vereinbar
wären.

Hinzuweisen ist in diesem Zusam-
menhang zunächst auf die Wertent-
scheidung des Art. 5, Abs. 3, S. 1 GG,
die die Freiheit der Wissenschaft ver-
bürgt und damit nicht nur den Hoch-
schulen die autonome Gestaltung ihrer
Angelegenheiten gestattet, sondern
auch den Staat zu ,,universitäts-
freundlichem" Verhalten verpflichtet.
Dem entspräche eS, den Hochschulen
auch bei der Auswahl ihrer Studieren-
den ein Mitwirkungsrecht nrzugeste-
hen, wie dies auch bereits in der ge-
scheiterten Reform des HRG im Jahre
1989 geplant war und in $ 15, Abs.4
und $ 16 des sächsischen Hochschulge-
setzes verwirklicht wurde. Hinzuweisen
ist auch darauf, daß gemäß g 8 Abs. 4
der Vergabeverordnung versuchsweise
bis nrm Sommersemester I9g4 bereits
den Hochschulen die Möglichkeit eröff-
net war, für 15 von 100 Studienplätzen
besonders qualifizierte Bewerber zu be-
nennen. Überdies ist es nach derzeiti-
gem Rechtszustand schon Aufgabe der
Hochschulen, unter erfolgreichen Klä-
gern noch vorhandene Studienplätze zu
vergeben. Auch für die Einstufungs-
prüfung nach $ 19 HRG isr die Hoch-
schule zuständig, ebenso für das Aus-
wahlgespräch nach dem besonderen

Auswahlverfahren. Teilweise wird zlr-
dem die Ansicht vertreten, daß auch die
Festsetzung von Zulassungszahlen auf-
grund des direkten und indirekten Ein-
flusses auf die Hochschulen und den
Kernbereich der Wissenschaftsfreiheit
durch Satzung der Hochsiirulen ge-
regelt werden könne. Auch die lange
Tradition der Zulassung Studierender
durch die Hochschulen selbst spricht
für die Zulässigkeit einer erneuten sub-
stantiellen Beteiligung der Hochschu-
len.

Ohne ein abschließendes Urteil dar-
über zu fällen, hat das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner ersten Numerus
clausus-Entscheidung ausdrücklich Be-
denken dagegen geäußert, daß die Aus-
wahl von Studienbewerbern den Hoch-
schulen völlig überlassen werde, da dies
den Kreis eigener Angelegenheiten
überschreiten würde. In der Numerus
clausus-Entscheidung war Gegenstand
der obigen Ausführungen ein hamburgi-
sches Universitätsge setz, dessen Be-
stimmungen vorsahen, daß die von Uni-
versität oder Exekutive zu beschließen-
den Zulassungsordnungen auch Rege-
lungen über Art und Zahl der zu-
zulassenden Bewerber nJ enthalten
haben. Das Bundesverfassungsgericht
hat diese,,Blankett-Ermächtigung'o be-
anstandet, gleichzeitig aber eine Rege-
lungsbefugnis der Hochschulen unter
Umständen auch für hinnehmbar ge-
halten.

Mit verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen scheinen somit erweiterte Be-
fugnisse der Hochschulen bei der Aus-
wahl hochschulreifer Studienbewerber
jedenfalls dann vereinbar, wenn Bewer-
bern im Hinblick auf die verfassungs-
rechtlich gebotene Chancenoffenheit
das Recht erhalten bleibt, in einem er-
gänzenden Verteilungsverfahren einen
Studienplatz zugeteilt zv erhalten. So-
weit die Gesamtzahl der verfügbaren
Studienplätze die Zahl der Studien-
bewerber bundesweit überschreitet, be-
stehen ohnedies keine grundlegenden
verfassungsrechtlichen Einwände. In
Studiengängen, bei denen die Zahl der
hochschulreifen Bewerber die Zahl der
Studienplätze überschreitet, treten an-
stelle der bisherigen Zulassungskrite-
rien zumindest für einen Teil der nr
vergebenden Studienplätze andere, von
den Hochschulen festzulegende Aus-
wahlkriterien. Für die verfassungsrecht-
lichen Maßstäbe der in einem ergänzen-

den Verteilungsverfahren zugrunde zu
legenden Auswahlkriterien ergeben sich
keine Besonderheiten gegenüber der
bisherigen Rechtslage. Sozialstaatliche
Belange und außerhochschulische
Aspekte der Verteilung von Studienplät-
zen, die nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts staatlicher
Regelung vorbehalten sind, könnten
nach Maßgabe der bisher geltenden
Grundsätze Berücksichtigung finden. In
einem stärker differen zierten und auf
Wettbewerb ausgerichteten Ausbil-
dungssystem müßten sozialstaatliche
Aspekte der Verteilung von Studienplät-
zen auch bei denjenigen Hochschulen
und Studiengängen einbezogen werden,
die einen großen Bewerberüberhang
aufweisen und daher im Auswahl-
verfahren tendenziell höhere euali-
fikationsanforderungen zugrunde legen.
Einer unter Umständen nJ einseitigen
,,Elitebildung" könnte dadurch begeg-
net werden, daß für die einzelnen Stu-
diengänge ein Teil der verfügbaren Stu-
dienplätze einem ergänzenden Vertei-
lungsverfahren vorbehalten bleibt.

,,Mit verfossungsrechflichen
Anforderungen scheinen somit
erweitere Bfiugnisse der Hoch-
schulen bei der Auswahl
h ochschulreifer Stu di enb ewer-
ber jedenfalls dqnn vereinbar,
wenn Bewerbern im Hinblick
quf die verlqssungsrechflich
gebotene Chancenoffenheit
dos Recht erhalten bleibt, in
einem ergönzenden Vertei-
Iungsverfahren einen Studien-
platz zugeteilt zu erhqlten."

Für eine verfassungsrechtliche Zu-
lässigkeit verstärkter Befugnisse der
Hochschulen bei der Auswahl der
Studienbewerber nach Maßgabe spezi-
fischer Studieneignungsanforderungen
spricht ferner, daß die aus dem Gedan-
ken der Zuteilung von Lebenschancen
abgeleitete umfassende gesetzliche
Regelungspflicht wesentlich auf dem
Grundgedanken prinzipiell einheitlicher
Studieneignungsvoraussetzungen und
einer korrespondierenden einheitlichen
akademischen Berufsausbildung beruht.
Ob ein Student zur Absolvierung eines
bestimmten Studienganges geeignet ist,
ist daher prinzipiell aufgrund abstrakter,
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bereits vom Gesetzgeber festzulegender

Maßstäbe nr beurteilen, ohne Rücksicht
darauf, an welchem Studienort inner-
halb eines Landes oder bundesweit ihm
letztlich ein Studienplatz zugeteilt wer-
den wird. Aus dem Blickwinkel der

Grundrechtsverwirklichung ist daher

entscheidend, ob ein Bewerber irgend-
einen Studienplatz in dem von ihm ge-

wählten Studienfach erhält. Vorausge-

setzt wird bei diesem Verständnis, daß

hierbei eine im wesentlichen gleiche

akademische Ausbildung in allen Stu-

dienfächern durch alle Hochschulen an-

geboten wird und demgemäß Eignungs-
voraussetzungen prinzipiell gleich vom
Gesetzgeber festgelegt werden können.

Einer,,Profilierung" von Hochschulen
durch Schwerpunktbildung und Wettbe-

werb mittels differenziertw Ausbil-
dungsangebote wären bei dieser Aus-
gangslage Gren zen gesetzt.

Das Postulat einer im Prinzip ein-

heitlichen Studieneignung, die zusätz-

lich fächerübergreifend definiert wird,
muß in einem stärker auf Wettbe-

werb und Diversifizierung ausgerichte-

ten akademischen Ausbildungssystem
zwangsläufig Korrekturen erfahren.

Läßt es das Grundgesetz z\, daß nicht
nur länderübergreifend, sondern auch

innerhalb eines einzelnen Bundeslandes

Schwerpunkten und Besonderheiten der
jeweiligen Hochschule entsprechende,

unterschiedlich geartete Studiengänge

angeboten werden, die sich im qualita-
tiven Wettbewerb der Hochschulen un-

tereinander nJ bewähren haben, so ist
eine stärkere Eigenverantwortlichkeit
der Hochschulen bei der Auswahl der

für ihren Studiengang besonders geeig-

neten hochschulreifen Bewerber verfas-

sungsrechtlich impliziert. Aus dem

Gesetzesvorbehalt abgeleitete Anforde-
rungen an die gesetzliche Regelungs-

intensität können immer nur soweit ge-

hen, als im Hinblick auf die Eigenart
der zu regelnden Sachbereiche der Ge-

setzgeber vernünftigerweise eine Rege-

lung treffen könnte. Daraus folgt, daß in
einem stärker diversifrzierten, auf Wett-
bewerb beruhenden Ausbildungssystem
der Gesetzgeber zwangsläufig der auto-
nomen Gestaltungsbefugnis der Hoch-
schulen einen größeren Raum einzuräu-

men hätte als im geltenden Ausbil-
dungswesen. Die Auswahl speziell ge-

eigneter Bewerber für einen bestimmten
Studiengang wäre daher im Rahmen

allgemeiner gesetzlicher Verfahrens-

regeln und vom Gesetzgeber festzu-

legender fachlicher Vorgaben in bezug

auf die konkrete Eignung für den kon-
kreten Studiengang den Hochschulen zu

überlassen. Eine hinreichende Be-

stimmbarkeit könnte dadurch erreicht
werden, daß in Hochschulsatzungs-

regelungen die fächerspezifischen Aus-
wahlmaßstäbe für die Auswahlverfah-
ren niederzulegen sind.

Ob das Bundesverfassungsgericht

auf der Grundlage eines derart verän-

derten Ausbildungs- und Zulassungs-

systems seine strikten Anforderungen
an Art und Ausmaß gesetzlicher Rege-

lung modifizieren würde, läßt sich nicht
eindeutig voraussagen. Für eine flexible
Anwendung der vom Bundesverfas-

sungsgericht in seiner bisherigen Recht-

sprechung aufgestellten Maßstäbe

spricht aber, daß das Bundesverfas-

sungsgericht regelmäßig auf eine ver-

fassungsrechtliche Gesamtwürdigung
des Hochschulzulassungssystems abge-

stellt hat und dabei dem Gedanken der

Chancenoffenheit wesentliches Gewicht
beigemessen hat. Aus dem Grundgesetz

läßt sich keine Bestandsgarantie für das

bestehende Ausbildungs- und Zulas'
sungswesen ableiten. Vielmehr scheint

eine Neuregelung, die die Auswahl
hochschulreifer Studienbewerber im
Rahmen allgemeiner gesetzlicher Vor-

gaben den Hochschulen überläßt, im
Hinblick auf Chancenoffenheit und Ge-

rechtigkeit näher am verfassungsrecht-

lichen Gebot der optimalen Verwirkli-
chung des Grundrechts auf freie Ausbil-
dung nr sein. Verbleibenden verfas-

sungsrechtlichen Bedenken läßt sich ha-

durch Rechnung tragen, daß jedem

hochschulreifen Bewerber die Chance

erhalten bleibt, im Rahmen eines ergän-

zenden Auswahlverfahrens einen Stu-

dienplatz zugeteilt zu erhalten. Insoweit
sind zahlreiche Regelungsalternativen
denkbar, über deren verfassungsrecht-

liche Unbedenklichkeit mangels kon-
kreter Anhaltspunkte keine Aussagen
gemacht werden können. Erforderlich
ist nach der verfassungsgerichtlichen
Rechtsprechung darüber hinaus, daß die

Kapazitäten der Hochschulen nach wie
vor vollständig ausgelastet werden. Ver-

fassungsiechtlich unzulässig wäre eine

Reduzierung des Angebots an vertüg-
baren Studienplätzen für,,hochschul-
reife" und damit prinzipiell hoch-

schulzugangsberechtigte Studienbewer-

ber.

Neuregelung des
H ochsch ulzugan gsrechts

Die Rechtsprechung des BVerfG zvm
Recht auf Zugang zu den Hochschulen
versteht die ,,Hochschulreife" im Sinne

der Vorgaben des HRG grundsätzlich
als Nachweis einer allgemeinen Befähi-
gung, jeden vom Bewerber gewählten

Studiengang zu absolvieren, sofern

nicht ausnahmsweise besondere Zusatz-
qualifikationen sportlicher oder musi-
scher Art im Hinblick auf die Besonder-

heit des Ausbildungsgangs verlangt
werden können.

Verfassungsrechtlich ergibt sich die

Gleichsetzung von Hochschulreife und

Studieneignung indes noch nicht aus

dem in Art. 12, Abs. 1 GG garantierten

Recht auf freie Wahl der Ausbildungs-
stätte. Sie beruht vielmehr auf einer im
traditionellen deutschen Schulwesen

verankerten Trennung zwischen stu-

dienvorbereitendem Schulabschluß
(Abitur) und der Vermittlung einer

schulischen Grundbildung (Mittlere
Reife). Mit der Verwirklichung der For-
derung nach einer größeren Durchläs-
sigkeit der Ausbildungssysteme und der

Öffnung der Hochschulen ist der Fik-
tion einer einheitlichen Hochschulreife,
die im Prinzip gleiche Qualifikationen
zur Absolvierung jedes Studiums an je-
der wissenschaftlichen Hochschule im
Bundesgebiet verbürgt, bereits faktisch,
wenn auch nicht rechtlich die Grund-
lage entzogen worden. Mit dem starken

Ansteigen der Zahl hochschulreifer Be-

werber ergab sich zwangsläufig die

Notwendigkeit, die knappe Ressource

Studienplatz unter einer großen Zahl
prinzipiell gleich zvgangsberechtigter

hochschulreifer Bewerber in Verfahren

zv verteilen, in denen die prinzipielle
Studieneignung, bescheinigt durch die

Hochschulreife: grundsätzlich nicht
mehr in Frage gestellt werden durfte.

Aus dem Grundrecht der Chancen-
gleichheit läßt sich jedoch keine verfas-

sungsrechtlich e Zementierung der über-

kommenen Hochschulzugangsregelung

ableiten. Insbesondere verbietet Art. 12,

Abs. 1 GG nicht, die Anforderungen an

die Qualifikation zur Absolvierung
eines wissenschaftlichen Studiums neu

ztJ definieren und veränderten Aus-
bildungsstrukturen anzutpassen. Das

BVerfG hat ausdrücklich die Reform-
bedürftigkeit des Erwerbs der Hoch-
schulreife offen gelassen.
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Dem Gesetzgeber steht es aber nicht
nur frei, das Abitur selbst im Hinblick
auf seine Eigenschaft als Nachweis der

Hochschulreife zu reformieren. Verfas-

sungsrechtlich zulässig wäre auch eine

Einführung zusätzlicher Auswahlver-
fahren für einen konkreten Studien-
gang. Die im HRG aufgestellten all-
gemeinen Qualifikationsanforderungen
beziehen sich auf ein verfassungsrecht-

lich nicht vorgeschriebenes Ausbil-
dungswesen, das grundsätzlich von der

Gleichwertigkeit der Ausbildungsgänge
und der daraus resultierenden gleichen

Eignungsvoraussetzungen ausgeht. Eine
größere Differenzierung der von den

einzelnen Hochschulen angebotenen

Ausbildungsgäoge, die Ermöglichung
spezieller Schwerpunktbildungen und

des Erwerbs besonderer Kenntnisse und

Fähigkeiten gegebenenfalls nach Maß-
gabe der speziellen Ausbildungs- und
Forschungsschwerpunkte einer Hoch-
schule, führt zwangsläufig zu einer Er-
gänzung des Begriffs der Hochschulrei-
fe durch denjenigen der Studienbe-

fähigung, die auf den konkreten Stu-

diengang bezogen und in einem Aus-
wahlprozeß durch die Hochschule fest-

zustellen ist.

.,lnsbesondere verbietet Art.
'12, Abs 1 GG nicht, die Anfor-
derungen an die Qualifikation
zur Absolvierung eines wissen-
schaftlichen Studiums neu at
dSnieren und verönderten
Ausbildungsstrukturen qnzu-

passen. Das BVerfG hat qus'

drücklich die Reformbedürf-
tigkeit des Enuerbs der Hoch-
schulreife offen g elassen. "

Aus verfassungsrechtlicher Sicht ist

damit keine unverhältnismäßige Ein-
schränkung des Rechts des ,,hoch-
schulreifen" Bewerbers auf Ausbildung
verbunden. Vielmehr wird, anknüp-

fend an die formale Qualifikation des

Abiturs, die gleiche Chance zum Zu-
gang mm freigewählten Studiengang an

der freigewählten Hochschule eröffnet,
wobei allerdings das zusätzliche Erfor-
dernis des Bestehens des Auswahl-
verfahrens an die Stelle der bisherigen

weitgehend sachfremden, weil
nicht spezifisch studieneignungs-

bezogenen - 
Zulassungskriterien tritt.

Versteht man Chancengleichheit

nicht in einem formalen Sinne als An-
spruch auf die Zutellung eines Studien-

platzes nach vom Gesetzgeber festge-

legten formalen Maßstäben, sondern als

Verwirklichung einer den individuellen
Neigungen und Fähigkeiten entspre-

chenden Persönlichkeitsentfaltung, so

liegt eine stärker auf die individuelle
unterschiedliche Studienbettihigung
ausgerichtete Hochschulzugangsrege-

lung näher am Grundgesetz als die Auf-
rechterhaltung der Fiktion einer für alle
Studiengänge und alle Hochschulen
gleichartigen Hochschulreife als alleini-
gem Anknüpfungspunkt des Rechts auf
freie Wahl der Hochschulausbildung.

Tatsächlich sind weder alle Arten
von Hochschulzugangsberechtigungen

im Hinblick auf den Nachweis der Qua-
litikation für ein bestimmtes Studium

yergleichbar, noch kann angenommen

werden, daß die mit der ,,Hochschul-
reife" festgestellten Qualifikationen in
hinreichendem Maße als Nachweis der

Studieneignung tauglich sind. Hinzu
kommt, daß wegen der Knappheit der

verfügbaren Studienplätze nach der gel-

tenden Zulassungsregelung die kon-
krete Hochschulzugangsberechtigung

durch Selektionskriterien eingeschränkt

wird, die überwiegend mit der Eignung,
das gewählte Studium zv absolvieren,

in keinem sachlichen Zusammenhang

stehen, sondern als sachfremd zu quali-

frzieren sind. Die Chancengleichheit
der Bewerber ist demgegenüber in hö-

herem Maße durch eine Zugangs-
regelung gewährleistet, die auf die spe-

zifische Betähigung des hochschulrei-
fen Bewerbers für einen gewählten Stu-

diengang abstellt und nur ^fi Ergän-

nrng bzw. Korrektur studiengangspezi-

fischer Auswahlverfahren ein Vertei-
lungsverfahren zur Verfügung stellt.

Verfassungsrechtliche Grundsätze
über die wissenschaftliche Eigenverant-
wortlichkeit der Hochschule einerseits

und die Verpflichtung des Gesetz-

gebers, Umfang und Grenzen der Ver-

wirklichung des Rechts auf freie Wahl

der Ausbildung in den Grundzügen

selbst zrr regeln, stehen einem stärker

differen zierten Hochschulausbildungs-
system nicht grundsätzlich entgegen.

Weder Art. 5 Abs. 3 GG (Freiheit der

Wissenschaft, Forschung und Lehre)
noch die Chancengleichheit im Bil-
dungswesen gebieten eine Beibehaltung
der bestehenden Hochschul- und Aus-
bildungsstrukturen. Insbesondere ist

verfassungsrechtlich die Einheitlichkeit
der bestehenden Studiengänge und Prü-

fungsanforderungen nicht vorgeschrie-
ben. Bereits durch das Bundesstaats-
prinzip ist eine Vielfalt in der Ausbil-
dung durch Schule und Hochschule vor-
gegeben. Aber auch innerhalb eines ein-
zelnen Bundeslandes wird die Chancen-
gleichheit des hochschulreifen Bewer-
bers nicht dadurch beeinträchtigt, daß

über den Zugang zu einem bestimmten
Studiengang auf der Grundlage eines

hochschulinternen Auswahlverfahrens
entschieden wird. Vielmehr gilt auch

hier, daß sowohl landesintern als auch

länderübergreifend die Chancen der

Durchsetzung des verfassungsrechtlich
gewährleisteten Rechts auf Zulassung

zum Studium der Wahl nach Maßgabe

der Eignung und Betähigung erhöht
werden gegenüber dem bisherigen Sy-

stem der Zuteilung von Studienplätzen

in Numerus clausus-Fächern.
Verfassungsrechtliche Erwägungen

stehen auch einer stärkeren Diversi-
fizierung der Ausbildungsgänge und

einem stärkeren Wettbewerb zwischen
den Hochschulen nicht entgegen. Die
Einheitlichkeit der Struktur des akade-

mischen Ausbildungswesens ist ein Re-

sultat der gesetzlich geregelten akade-

mischen Ausbildungsgänge und Prü-

fungsanforderungen. Die Eigengesetz-

lichkeit der wissenschaftlichen Ausbil-
dung wird aber durch konkurrierende
Studiengänge nicht beeinträchtigt, son-

dern tendenziell gefördert. Entspre-

chend ihres wissenschaftlich unter-

schiedlichen Profils in Forschung und

Lehre könnte vielmehr wissenschaft-

lichen Hochschulen in stärkerem Maße

die Möglichkeit eingeräumt werden, ein
herausragendes wissenschaftliches Pro-

fil auch in der Gestaltung der Studien-

gänge zum Ausdruck zv bringen und
die hiertür geeigneten Studienbewerber

auszuwählen. Ansätze hierfür gibt es

bereits in der gegenwärtigen Hoch-
schullandschaft, indem mit beträcht-

lichem Erfolg besondere Schwerpunkt-

,,Verfossungsrechtliche Erwö-
gungen stehen auch einer stör-
keren Diversifizierung der Aus'
bildungsgringe und einem
störkeren Wettbewerb zw|
schen den Hochschulen nicht
entgegen."
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setzungen und Qualifikationen angebo-
ten werden, ohne daß allerdings ztJ-

gleich den Hochschulen die Möglich-
keit eingeräumt worden ist, die hierfür
besonders geeigneten Bewerber selbst
auszuwählen.

Verfassungsrechtliche Grenzen
eines den Hochschulen übertragenen
Auswahlrechts ergeben sich aus dem
Grundsatz, daß der Gesetzgeber we-
sentliche Grundsätze über die Verwirk-
lichung des Rechts auf freie Wahl der
Ausbildung selbst festlegen muß und
nicht unbeschränkt der Gestaltungs-
befugnis der Hochschule überantworten
darf. Wie immer eine den Hochschulen
übertragene Befugnis zur Auswahl der
Bewerber für einen bestimmten Stu-
diengang auch aussehen könnte, es han-
delt sich um die Zuteilung von Lebens-
chancen an einen Bewerber, dem die
grundsätzliche Berechtigung zum Zu-
gang zur Hochschule durch den Nach-
weis der Hochschulreife bescheinigt
worden ist. Bei der Konkretisierung
dieses Grunds atzes ist allerdings zu be-
achten, daß die Anforderungen an eine
gesetzliche Regelung der auf einen Stu-
diengang bezogenen Auswahlkriterien
um so geringer sind, je stärker hoch-
schulspezifische Gegebenheiten und
Schwerpunktsetzungen in einem auf
Wettbewerb ausgerichteten Ausbil-
dungssystem das Profil des jeweiligen
Studiengangs bestimmen. Die Entschei-
dung einer Hochschule über die Ausge-
staltung eines Studiengangs liegt 

- so-
weit aus übergeordneten Gründen keine
gesetzlichen Rahmenregelungen beste-
hen 

- in dem durch Art. 5 Abs. 3 S. I
GG gewährleisteten autonomen Be-
reich. Sie würde überdies die Möglich-
keiten für die Bewerber, ihre Ausbil-
dung in ganz speziellen Sparten zu ver-
vollkommnen, erweitern und damit die
freie Entfaltung der Persönlichkeit fcir-
dern. Dabei ist auch nr berücksich-
tigen, daß es in einem einheitlichen
europäischen Binnenmarkt unweiger-
lich zu einer Konkurrenz zwischen ver-
schiedenen Konzepten der Ausbildung
kommen wird. In einer derartigen Situa-
tion wird die durch das Abitur gewähr-
leistete Hochschulreife durch studien-
fachbezogene Auswahlverfahren er-
gänzt.

Der Gefahr willkürlicher und un-
sachlicher Entscheidungen könnte
durch vom Staat vorgegebene Verfah-
rensregelungen begegnet werden. Dar-

über hinaus wird man es als ausrei-
chend ansehen müssen, wenn Ziele und
Inhalte des Auswahlverfahrens in einer
auf gesetzlicher Grundlage erlassenen
Hochschulsatzung festgelegt werden,
wobei sich der Gesetzgeber auf die
Festlegung allgemeiner Grunds ätze be-
schränken kann.

Darüber hinaus ist zu berücksichti-
gen, daß ein Bewerber nicht gehindert
wäre, sich nach einer erfolglosen Be-
werbung bei einer Hochschule seiner

Wahl bei einer anderen Hochschule zu
bewerben. Ein mehrfach erfolgloser
Studienbewerber könnte ferner auf ein
Verteilungsverfahren verwiesen wer-
den, bei der die restlichen durch die
Hochschule nicht ausgeschöpften Kapa-
zitäten oder eine bestimmte Auswahl
freier Studienplätze auf ,,hochschul-
reife" Bewerber nach gesetzlich vorge-
gebenen Kriterien verteilt werden. Ein
derartiges Verteilungsverfahren für Be-
werber, die in dem von den Hochschu-
len für ihre Studiengänge durchgeführ-
ten Auswahlverfahren erfolglos geblie-
ben sind, erscheint jedenfalls dann ver-
fassungsrechtlich geboten, wenn am
Abitur als Nachweis der Hochschulreife
festgehalten wird. Eine Anknüpfung
ausschließlich an das Abitur als allge-
meine Zugangsberechtigung und von
den Hochschulen durchgeführte Aus-
wahlverfahren, aufgrund derer ein Be-
werber zum Studiengang zugelassen
würde, unterläge im Hinblick auf Chan-
cengleichheit und Chancenoffenheit
verfassungsrechtlichen Bedenken.

Auswahlverfahren durch
die Hochschulen

Gegen Auswahlverfahren durch die
Hochschulen wird häufig der hohe Ar-
beitsaufwand ins Feld geführt. Dabei
wird versäumt gegenzurechnen, wel-
chen Aufwand das bisherige System in
der Betreuung von Studierenden mit
stark differierenden Qualifikationen
und Neigungen sowie hohen Drop-Out-

Quoten beinhaltet. Ist es tatsächlich we-
niger aufwendig und sozial gerechtfer-
tigt, die Studienbetähigung im Verlauf
des Studiums zu errnitteln, als dies vor-
her zu tun?

Zweitens wird verkannt, daß es eine
Reihe verschiedener Verfahren für die
Auswahl gibt, die unterschiedlichen
Aufwand erfordern und allein oder in
Kombination eingesetzt werden kön-
nen:
. Setzen einfach nachprüfbarer Ein-

gangsvoraussetzungen wie vorheri-
ge Berufserfahrung, Absolvierung
eines Leistungskurses der Ober-
stufe,

o Gewichtung von Abiturnoten,
o Auswahl nach ,,Aktenlage" etwa

aufgrund von erweiterten Bewer-
bungsschreiben, Gutachten von
Lehrern o.ä.

Summary

The public demand for
competition among
universities is not clearly
specified. While competition
in research is well orga-
nized by allocating meahs,
there is no competition in
teaching. The standardi-
zation of the product
"teaching" concerning
quality and length of
studies is the reason for the
lack of competition. One
prerequisite for the develop-
ment of competition in
teaching is to let students
take a free decision on a
university of their choice.
The authors of this paper
discuss the constitutiohal
possibilities and the basic
elements of a new
admission regulation to
universities in Germany.
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. Tests seitens der Hochschule oder
anderer Institutionen,

. Auswahlgespräche.
Erst die letzten beiden Verfahren sind
mit erhöhtem Aufwand seitens der
Hochschulen verbunden. Allerdings be-
stehen im Bereich der Kunst, des Sports
sowie der Medizin in Deutschland auch
hierfür bereits erprobte Verfahren.

Die Hochschulen könnten auf der
Basis gesetzlicher Grundlagen anhand
dieser Auswahlverfahren Bewerber aus-

wählen. Wird ein Bewerber an einer
vorher fixierten Anzahl von Hochschu-
len (beispielsweise drei) abgewiesen,
erfolgt eine Zuweisung durch die ZVS.
Beispiele aus dem Ausland zeigen, daß

ein derartiges Verfahren unter Zugrun-
delegung neuer Informations- und
Kommunikationstechniken innerhalb
von zwei Monaten abgewickelt werden
kann, so daß kein Zeitverlust zwischen
Beendigung der Schulzeit und Beginn
des Studiums entsteht (Müller-Böling
u.a., 1995). Die Hochschulen könnten
das Recht haben, ihre Aufnahme-
kapazität für die freien Bewerber selbst
festzus etzen, die dann gegebenenfalls

durch die Zugewiesenen aufgefüllt wür-
de bis zur tatsächlichen Kapazität. Die
freie Kapazität könnte auch mit dem
Staat ausgehandelt werden.

Eine Aushandlung der Studienplätze
zwischen Staat und Hochschule scheint
aus anderen Gründen ebenfalls notwen-
dig ztr werden. Der Trend bei den
Globalhaushalten wird über kurz oder
lang 

- wie in allen weiterentwickelten
Ländern nicht vor dem Personal-
stellenhaushalt haltmachen. Hochschu-
len werden dementsprechend Globalzu-
weisungen etwa pro Student erhalten,
die sie in Stellen umsetzen können oder
auch nicht. Damit brechen die Grund-
lagen der Kapazitätsberechnungen zu-
sammen, die auf einem dezidierten Stel-
lenplan beruhen. Das wird niemand in-
nerhalb der Hochschulen bedauern, der
die unrealistischen Prämissen der
KapVO wie fiktive Curricularnorm-
werte, Dienstleistungsverrechnungen
aufgrund von Machtprozessen oder die
Berücksichtigung von Haushaltsstellen
statt tatsächlichen Stellenbesetzungen
kennt sowie die dysfunktionalen Wir-
kungen wie Stellenbesetzungssperren,
Manipulation der Auslastung statt lang-
fristiger Studiengangskonzeption oder
Stellenausschreibungen und -besetzun-
gen unter kurzfristig kapazitativen Ge-

sichtspunkten erfahren hat. Die auf-
grund der Globalhaushalte obsolete
Kapazitätsverordnung muß ersetzt wer-
den durch Vereinbarungen zwischen
Staat und Hochschule über die Anzahl
der Studienplätze in Verbindung mit
globalen Haushaltszuweisungen. Bei
diesen Vereinbarungen können dann
auch Studienplätze für bestimmte sozia-
le Gruppen fixiert werden.

Vofteile und Grenzen
eines flexibleren
Hochschulzugangs

l. Verfassungsrechtliche Gründe ste-

hen einer gesetzlichen Einführung
ergänzender Auswahlverfahren für
Bewerber, die eine allgemeine

. Hochschulzugangsberechtigung er-t 
*orben haben, nicht entgegen.

2. Das bestehende Hochschulausbil-
dungswesen, das auf dem Grundsatz
gleicher Qualifikation ftir gleiche
Studiengänge beruht, genießt keinen
verfassungsrechtlichen Bestands-
schutz.

3. In einem stärker diversifizierten und
auf Wettbewerb zwischen den

Hochschulen basierenden akademi-
schen Ausbildungssystem können
den Hochschulen weitergehende
Befugnisse zur Auswahl der Stu-
dienbewerber übertragen werden.

4. Dem verfassungsrechtlichen Gebot
der Chancengleichheit würde eine
gesetzliche Regelung eher gerecht,
die dem einzelnen Studienbewerber
die Chance einräumt, sich an einzel-
nen Hochschulen für die dort ange-

botenen Studiengänge zu bewerben.
5. Durchführung und inhaltliche Ge-

staltung von Auswahlverfahren
können in Ausübung der grundge-

setzlich garantierten Hochschul-
autonomie den Hochschulen über-
tragen werden.

6. Grundlegende Anforderungen an

die Gestaltung des Auswahlver-
fahrens und die von den Hochschu-
len anzuwendenden Maßstäbe un-
terliegen bei Ausgestaltung und
Durchführung des Auswahlverfah-
rens einer Rechtsaufsicht.

7. Ein ergänzendes Verteilungsverfah-
ren muß sicherstellen, daß hoch-
schulzugangsberechtigte Bewerber,
die im Hochschulauswahlverfahren
nicht zum Zuge gekommen sind,

eine Chance auf Zutellung eines

Studienplatzes behalten. Durch Re-
servierung eines Teils der verfüg-
baren Studienplätze, die für das
Auswahlverfahren nrr Verfügung
stehen, ist sozialen Belangen Rech-
nung zu tragen.

8. Kapazitäten dürfen nicht willkürlich
verringert werden. Hochschul-
interne Auswahlverfahren dürfen
nicht als Instrument dafür benutzt
werden, die Zahl der verfügbaren
Studien plätze nr v erringern.

9. Auf der Seite der Hochschulen wird
durch hochschulinterne Auswahl-
verfahren eine Profilbildung über-
haupt erst ermöglicht. Durch die
Konzentration auf homogenere Stu-
dierendengruppen ist eine qualifi-
ziertere und nicht zuletzt kostengün-
stigere Ausbildung und Bildung
möglich. Die Hochschule wird ge-
zwungen, sich in jedem Studien-
gang genau über Ziele, Lehrinhalte
und Didak-tikkonzepte nr verstän-
digen. Dies fördert den korporativen
Zusammenhalt und baut den akade-
mischen Individualismus der Leh-
renden ab.

10. Auf der Seite der Studierenden
kommt es zv einer ihren spezifi-
schen Neigungen und Qualifikatio-
nen entsprechenden Ausbildung.
Unterschiedliche Begabungen von
Studierenden können differenziert
gefördert werden. Die Studierenden
treten innerhalb der Hochschulen
als Nachfrager auf. Damit erhalten
sie ein völlig neues Gewicht inner-
halb des Machtgefüges der Hoch-
schule, das sie durch noch so verän-
derte Paritäten in den Gremien nie-
mals erhalten könnten.
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